
 

 

Niederschrift über die Sitzung des Ortsgemeinderates der 
Ortsgemeinde Winningen 

 
 
  

Öffentliche Sitzung:  09.06.2021  
  

Beginn der Sitzung:  19:30 Uhr  
  

Ende der Sitzung:  nach der nichtöffentlichen Sitzung 

  

Sitzungsort: August-Horch-Halle, Uhlenweg 2,  
56333 Winningen 

 
Anwesenheitsliste: 
 
Vorsitzender 
Weyh, Rüdiger 
 
Beigeordnete (nicht stimmberechtigt) 
Kröber, Wolfgang, Dr. (Erster Beigeordneter) 
Blum, Sabrina (Zweite Beigeordnete) 
Hautt, Rosi (Dritte Beigeordnete) 
 
 
Mitglieder (stimmberechtigt) 
Alt, Stefan 
Müller, Michael 
Saas, Ida 
Scherf, Julia 
Brost, Michael 
Reick, Walter 
Richter, Michael 
Kröber, Achim 
Weyh, Peter 
Kornes, Mathias 
Krause, Sabine 
Schu-Knapp, Hans-Joachim 
Traus, Manfred 
Seyda, Sonja 
Huster, Bernd 
Krumbhorn, Mario 
 
 
Schriftführer 
Puth, Karl-Heinz 
 
 
 





 

 

 8   Umsetzung KiTa-Zukunftsgesetz: Kindertagesstättensozialarbeit 
Beratung und Beschlussfassung über den Abschluss einer 
Kooperationsvereinbarung mit der Verbandsgemeinde Rhein-Mosel zur Umsetzung 
des Fachkonzepts des Landkreises Mayen-Koblenz zur Umsetzung der 
Kindertagesstättensozialarbeit im Rahmen des Sozialraumbudgets 

 Win/2021/022 

 9 Beratung und Beschlussfassung zur Beschattung Außengelände KITA 

  

10 Beratung und Beschlussfassung Außenjalousien August-Horch-Halle 
 Win/2021/024 

11 Bauanträge und Bauvoranfragen; Bauantrag für die teilweise Nutzungsänderung 
der vorhandenen Scheune, Obergeschoss und Dachgeschoss Ausbau zu einer 
Ferienwohnung in der Gemarkung Winningen, Flur 24, Flurstück 122 

 Win/2021/025 

12 Bauanträge und Bauvoranfragen; Ergänzende Bauantragsunterlagen für die 
Errichtung von 2 Gewerbehallen und einem Betriebswohnhaus in der Gemarkung 
Winningen, Flur 19, Flurstück 109/2 

 Win/2021/026 

13 Unterstützung der Bewerbung der „Kulturlandschaft Mosel“ um einen Platz auf der 
deutschen Tentativliste für die Aufnahme zum UNESCO-Weltkulturerbe 

 Win/2021/027 

14 Antrag der FDP-Fraktion; Einführung des Konzeptes "Nette Toilette" 

 Win/2021/028 

15 Antrag der CDU-Fraktion; Erneuerung des Bolzplatzes 

 Win/2021/0029 

16 Verschiedenes 

  

 
 
 
Zur Sicherstellung der Einhaltung aller Vorgaben der Corona-Bekämpfungsverordnung findet die 
Sitzung in der großen August-Hoch-Halle statt. Der Zutritt wird unter Beachtung der Hygiene- und 
Infektionsvorschriften gewährt und erfolgt mit Mund-Nasen-Schutzbedeckung. In der August-
Horch-Halle kann ein ausreichender Abstand aller Teilnehmer gewährleistet werden. Die Namen 
und weiteren erforderlichen Daten der anwesenden Zuhörer werden erfasst. 
 
 
 
Der Vorsitzende begrüßt die Ratsmitglieder und die Beigeordneten, sowie die anwesenden 
Zuhörer/Zuschauer.  
 
Ortsbürgermeister Rüdiger Weyh eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass der Ortsgemeinderat 
form- und fristgerecht eingeladen wurde und beschlussfähig ist. Einwendungen gegen die 
Tagesordnung gibt es nicht. 
 
 
 
 
 



 

 

1.   Mitteilungen der Verwaltung 
 
Seit etwa einer Woche ist die Homepage der Ortsgemeinde wieder online. Aus der Bevölkerung 
gibt es zahlreiche lobende Rückmeldungen. Ein großes Dankeschön an Klaus Lammai, der 
entscheidend zum Gelingen des Projektes beigetragen hat. 
 
Die Ausrufe des Lautsprechers sind nun in Schriftform zu jeder Zeit für alle Bürgerinnen und Bürger 
einsehbar. 
 
Am Mittwoch 23. Juni findet eine Sitzung des Umlegungsausschusses Winningen-Ost 2 statt. Auf 
diesen Termin haben wir seit Ende 2020 gewartet. 
 
Auf dem Marktplatz ist ein Automat der Firma Hünten aufgestellt. Er wird rege genutzt. 
 
Wegen Windbruch mussten 2 Tore im Weinlehrpfad entfernt werden. 
 
Die Gemeinde hat einen neuen Rasenmäher für 900,- € erworben. 
 
Im Bahnhofsgelände wurde ein Kanulager eingerichtet. Der Gemeinderat wird bei der nächsten 
Sitzung über ein Pachtverhältnis beraten.  
 
 
 
 
 

 2.   Beratung und Beschlussfassung über die Satzung 
zur Einrichtung einer Jugendvertretung in der 
Ortsgemeinde Winningen 

 Win/2021/030 
 
 

Beschluss: 

 
Der Ortsgemeinderat beschließt die o.g. Satzung mit zwei Änderungen. Die Beschlussfassung der 
Änderungen erfolgt vorbehaltlich der rechtlichen Zulässigkeit. 
 
 

Abstimmungsergebnis: 

 
Beschluss: Ja 17  Nein 0  Enthaltung 0 
 
 

Begründung:  

 
Der Vorsitzende und die zweite Beigeordnete, Frau Blum, berichten vom Entwurf der Satzung zur 
Einrichtung einer Jugendvertretung. Eine Vorberatung hat im Haupt- und Finanzausschuss 
stattgefunden und der Satzungsentwurf liegt den Ratsmitgliedern vor. 
 
Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen macht zwei Änderungsvorschläge:  



 

 

In § 1 Absatz 3, Satz 2, soll das Wort „gesetzliche Zahl“ getauscht werden mit „anwesenden Zahl“ 
und 
weiterhin wird eine Änderung zu der Entwurfsformulierung § 6 Absatz 2 „kann bis zu viermal im 
Kalenderjahr“ vorgeschlagen. 
Bei § 6 Absatz 2 verständigt sich der Ortsgemeinderat auf folgende Regelung: Die 
Jugendvertretung Winningen soll viermal im Kalenderjahr vom Vorsitzenden/von der Vorsitzenden, 
im Verhinderungsfalle von der /dem Stellvertreter/in einberufen werden. 
 
Der Ortsgemeinderat beschließt die o.g. Satzung mit den beiden Änderungen. Diese 
Beschlussfassung erfolgt vorbehaltlich der rechtlichen Zulässigkeit. 
 
Die Wahl der neun Mitglieder erfolgt nach Inkrafttreten der Satzung. 
 
 
 

 3.   Bauleitplanung der Ortsgemeinde Winningen; 
1. Änderung des Bebauungsplans „Altenheim – Am 
Krambachweg“  
a) Abwägungsbeschlüsse  
b) Satzungsbeschluss 

 Win/2021/018 
 
 

Beschluss: 

 
a) Abwägungsbeschlüsse 
 
Siehe hierzu die Sitzungsvorlage des Planungsbüros Faßbender Weber Ingenieure Part-GmbH. 
 
b) Satzungsbeschluss:  
 
Nach Abwägung aller öffentlichen Belange beschließt der Ortsgemeinderat Winningen den Entwurf 
zur Offenlage der 1. Änderung des Bebauungsplans „Altenheim – Am Krambachweg“, unter 
Berücksichtigung der zuvor gefassten Abwägungsbeschlüsse, auf der Rechtsgrundlage des § 24 
Abs. 1 Gemeindeordnung in Verbindung mit § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch als Satzung. Die Satzung 
besteht aus dem Satzungstext, einer Planzeichnung und bauplanungsrechtlichen und 
bauordnungsrechtlichen Textfestsetzungen. Dem Inhalt der schriftlichen Begründung, die nicht 
Bestandteil der Satzung ist, einschließlich ihrer Anlage wird zugestimmt. Anlage der Begründung 
ist die Schallimmissionsprognose vom 27.11.2020. 
 
Die Verbandsgemeindeverwaltung wird beauftragt, in Zusammenarbeit mit dem Planungsbüro das 
Satzungsexemplar zur Ausfertigung durch den Ortsbürgermeister zu erstellen und die 
Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses vorzubereiten. 
 
 

Abstimmungsergebnis 

 
Zu a) Beschluss: Ja 17  Nein 0  Enthaltung 0 
 
Zu b) Beschluss: Ja 17  Nein 0  Enthaltung 0 



 

 

 
 

Begründung:  

 
Am 29.01.2019 hat der Ortsgemeinderat Winningen das Verfahren zur 1. Änderung des 
Bebauungsplans „Altenheim – Am Krambachweg“ eingeleitet.  
 
Städtebauliches Ziel ist Schaffung der bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen für die 
Erweiterung der Senioreneinrichtung. Der räumliche Geltungsbereich der 
Bebauungsplanänderung ist in nachstehender Orientierungskarte dargestellt. 
 
Orientierungskarte: 
 

 
 
Die 1. Änderung des Bebauungsplans „Altenheim – Am Krambachweg“ wird im beschleunigten 
Verfahren nach § 13a Baugesetzbuch aufgestellt.  
 
Zuletzt wurde vom 01.02.2021 bis 03.03.2021 eine Erneute Offenlage sowie eine Erneute 
Beteiligung der Träger öffentlicher Belange durchgeführt.  
 
Zu den eingereichten Stellungnahmen hat das Planungsbüro Faßbender Weber Ingenieure 
PartGmbH eine Sitzungsvorlage mit fachlichen Würdigungen und Beschlussvorschlägen erstellt; 
siehe Anlage.  
 
Wird der Entwurf des Bebauungsplanes nach der Erneuten Offenlage in Folge der 
Abwägungsbeschlüsse in seinen Grundzügen nicht geändert oder ergänzt, so kann anschließend 
der Bebauungsplan als Satzung beschlossen werden. 
 
 
 
 



 

 

 
 
 
 



 

 

 
 
 
 



 

 

 
 
 
 



 

 

 
 
 
 



 

 

 
 
 
 



 

 

 
 
 
 



 

 

 
 
 
 



 

 

 

 4.   Bauleitplanung der Ortsgemeinde Winningen:  
Beratung und Beschlussfassung über die Einleitung 
eines Verfahrens zur 3. Änderung des  
Bebauungsplans „Winningen Ost 1“  
a) Einleitungsbeschluss  
b) Verfahrensbeschlüsse  
c) Vergabe des Planungsauftrages 

 Win/2021/019 
 
 

Beschluss: 

 
a) Der Ortsgemeinderat Winningen beschließt unter dem Vorbehalt, dass die von der Planung 
Begünstigten alle mit der Änderung einhergehenden Kosten übernehmen, für den Bebauungsplan 
„Winningen Ost 1“ ein Änderungsverfahren im beschleunigten Verfahren nach § 13a 
Baugesetzbuch einzuleiten. Der räumliche Geltungsbereich der Bebauungsplanänderung besteht 
aus der Parzelle „Flur 20, Flurstück 136“.  
Städtebauliches Ziel ist die Nachverdichtung auf der vorgenannten Parzelle mit einem 
Wohngebäude einhergehend mit einer Grundstücksteilung. Die derzeitige Baugrenze erlaubt dies 
nicht.  
 
b) Auf die vorzeitige Beteiligung der Träger öffentlicher Belange (§ 4 Abs. 1 BauGB) und die 
frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung (§ 3 Abs. 1 BauGB) wird verzichtet.  
 
c) Den Auftrag für die städtebaulichen Planungsleistungen erhält das Planungsbüro Karst 
Ingenieure GmbH auf der Grundlage dessen Honorarangebotes vom 27.02.2021 zum Brutto-
Auftragswert in Höhe von 5.360,95 Euro. Die Kosten werden von den Begünstigten der Planung 
übernommen. 
 
 

Abstimmungsergebnis: 

 
Zu a): Ja 17  Nein 0  Enthaltung 0 
 
Zu b): Ja 17  Nein 0  Enthaltung 0 
 
Zu c): Ja 17  Nein 0  Enthaltung 0 
 
 

Begründung: 

 
a) Das Vorhaben liegt im Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Winningen Ost 1“.  Dieser 
Bebauungsplan ist 1986 in Kraft getreten und wurde jeweils 1991 und 1993 geändert. 
 
Nunmehr soll über die Einleitung eines Verfahrens zur 3. Änderung entschieden werden. Die 
Notwendigkeit einer Bebauungsplanänderung mit dem Ziel der Nachverdichtung auf der 
vorgenannten Parzelle ergibt sich dadurch, dass das geplante Vorhaben die im Bebauungsplan 
südlich festgesetzte Baugrenze überschreitet. Eine Bauvoranfrage mit Befreiungsantrag wurde 



 

 

seitens der Kreisverwaltung Mayen-Koblenz abgelehnt, da die beantragte Überschreitung der 
festgesetzten Baugrenze als nicht nur geringfügig anzusehen ist. Zur Realisierung des Vorhabens 
zu Gunsten der Bauherren besteht somit der Bedarf einer Bebauungsplanänderung durch die 
Ortsgemeinde Winningen.  
Das Schreiben der Bauherren vom 19.03.2021 ist als Anlage zur Information beigefügt. 
 
b) Da bei dem vorliegenden Änderungsbedarf die Grundzüge des Bebauungsplans nicht berührt 
werden und es sich um eine Nachverdichtung handelt, empfiehlt die Verwaltung, die 
Bebauungsplanänderung im beschleunigten Verfahren nach § 13 a Baugesetzbuch 
durchzuführen. Diese Vorschrift räumt der Ortsgemeinde das Recht ein, auf bestimmte 
Verfahrensschritte im Planänderungsverfahren zu verzichten. Verwaltungsseitig wird empfohlen, 
auf die frühzeitigen Beteiligungsschritte zu verzichten.  
 
c) Zur Erbringung der städtebaulichen Planungsleistungen ist die Einschaltung eines 
Planungsbüros erforderlich. Das Honorarangebot des Planungsbüros Karst Ingenieure GmbH liegt 
der Ortsgemeinde vor. 
 
Die weiteren Schritte im Planänderungsverfahren sind: 
-Grundlagenermittlungen durch das Planungsbüro 
-Ausarbeitung eines Planvorentwurfes durch das Planungsbüro 
-Zustimmung zum Planentwurf durch den Ortsgemeinderat  
-Offenlage 
 
Auszug aus dem Bebauungsplan „Winningen-Ost“ 
 

 
 
 
 
 
 
 
 



 

 

 
 
Luftbild mit aktuellem Kataster 
 

 
 
 
Geltungsbereich der Bebauungsplanänderung: 
 

 
 
 
Während der Beratung hat Frau Blum den Sitzungsraum kurz verlasssen. 
 
 
 



 

 

 5.   Sanierung der Straßenbeleuchtung;  
Beratung und Beschlussfassung über das Projekt 
„Sanierung der Straßenbeleuchtung auf LED-
Technik“ 

 Win/2021/009 
 
 

Beschluss: 

 
Der Ortsgemeinderat beauftragt die Firma Lunnebach und das Planungsbüro Stadt-Land-plus die 
Probebeleuchtung zur Festlegung der Lampentypen und Leuchtmittel für die spätere LED-
Sanierung zum Gesamtpreis von 1.933,51 EUR brutto durchzuführen. 
 
Die Kosten für die Lampenköpfe erfolgen nach Aufwand. Das Ziel besteht darin, wenn möglich, 
dass die Lampenköpfe nur ausgeliehen werden und im Anschluss wieder zurückgegeben werden 
können. 
 
Die Lampentypen und Leuchtmittel richten sich nach den Vorgaben des Förderantrages, 
beziehungsweise des Förderbescheides. 
 
Nach der Begutachtung durch die Gemeindegremien erfolgt in einem späteren Beschluss die 
Ausschreibung.  
 
 

Abstimmungsergebnis 

 
Ja 17  Nein 0  Enthaltung 0 

 

Begründung: 

 
Zwischenzeitlich liegen die Bewilligungsbescheide des Bundes sowie des Landes vor, so dass die 
Umsetzung der Maßnahme in die Wege geleitet werden kann. 
 
Das Büro Stadt-Land-plus hat mit Schreiben vom 10.02.2021 an die Ortsgemeinde Winningen ein 
Honorarangebot für die Leistungsphasen 6 – 9 abgegeben.  
 
Weitere Erläuterungen erfolgen in der Sitzung durch Herrn Ortsbürgermeister Rüdiger Weyh, 
wonach die Installierung einer Probebeleuchtung von vier Lampentypen mit LED – Technik 
vorgesehen ist. 
 
Aus dem Rat wird hingewiesen, dass aufgrund der Installation der Probebeleuchtung, und der 
damit verbundenen zeitlichen Verzögerung der gesamten LED-Umstellung, die bewilligten 
Förderungen nicht gefährdet werden.  
 
 
 
 
 
 



 

 

 6.   Beratung und Beschlussfassung über die Erhebung 
des Tourismusbeitrages für das Haushaltsjahr 2021 

 Win/2021/021 
 

 

Beschluss: 

 
Der Ortsgemeinderat beschließt für das Jahr 2021 nicht auf die Erhebung des Tourismusbeitrages 
zu verzichten und bittet die Verbandsgemeindeverwaltung, die weiteren notwendigen Schritte zur 
Veranlagung vorzunehmen. 
 

Abstimmungsergebnis: 

 
Ja 11  Nein 6  Enthaltung 0 
 

Begründung: 

 
Alle Fraktionen nehmen Stellung und entgegen der FDP-Fraktion sprechen sich alle weiteren 
Fraktionen für die Erhebung des Tourismusbeitrages aus. 
 
Voraussichtlich in der Gemeinderatssitzung am 06.10.2021 wird dann über den umzulegenden 
Aufwand bzw. den Beitragssatz für 2021 entschieden. Bis dahin liegt die Kalkulation als Grundlage 
für die Festsetzung des Beitragssatzes 2021 vor. 
 
 

 7.   Beratung und Beschlussfassung zum weiteren 
Vorgehen im Bereich Haus Moisa/Schwan 

  
 

Beschluss: 

 
a) Der komplette Altbau wird abgerissen. Die vom LBM genehmigte Variante Einbahnregelung 
wird umgesetzt. 
 
b) In dem Bereich hinter dem Rathaus wird eine öffentliche, barrierefreie, behindertengerechte 
Toilette vorgesehen. Der Standort soll in der Nähe zum Spitalseck liegen. 
 
c) Der Ortsgemeinderat Winningen beauftragt das Büro Planwerk Häuser, basierend auf den 
heutigen Detailbeschlüssen und den zuvor zugesandten Unterlagen, die angebotene 
städtebauliche Untersuchung im Bereich Haus Moisa/Schwan/Spitalseck für den Angebotspreis 
von 3.823,47 € brutto durchzuführen. Die „beiden Varianten“ sollen untersucht werden. 
 
d) Festlegung Maximalmaße: 
Die Gesamthöhe für das Hauptgebäude beträgt maximal 3 Vollgeschosse plus das Dachgeschoss.  
Wird die maximale Firsthöhe (über Normal-Null) vom Haus Flur 23, Parzelle 88 mit h1 bezeichnet 
und die maximale Firsthöhe (über Normal-Null) des Rathauses mit h2 bezeichnet, dann darf das 
neue Gebäude den Mittelwert von h1 und h2 nicht überschreiten (hmax=0,5*(h1+h2)). 



 

 

Die Gesamthöhe für das mögliche Nebengebäude (Querbau) darf die Höhe der Häuser Flur 23, 
Parzelle 91 bzw. Parzelle 90 (nach Aufstockung) nicht überschreiten. Der Neubau sollte 
überwiegend barrierefreie Zugänge zu den Wohnungen ermöglichen und den Anforderungen der 
umweltschonenden und energieeffizienten Bauweise genügen. 
Haupt- und Nebengebäude können unmittelbar verbunden sein, die Straßenführung unter dem im 
rückwärtigen Bereich geplanten Nebengebäude sowie die Arkadenlösung haben überzeugt und 
werten das Rathausgebäude insgesamt auf. 
 
e) Standort für die Trafos: 
Die beiden Trafostationen werden im oberen Bereich platziert. Dies ist schon aus optischen 
Gründen sinnvoll. Ferner können zukünftige Wartungsarbeiten an den beiden Trafostationen 
problemlos über die öffentlichen Parkplätze erfolgen. 
 
 
 

Abstimmungsergebnis: 

 
Zu a) Ja 17  Nein 0  Enthaltung 0 
 
Zu b) Ja 11  Nein 5  Enthaltung 1 
 
Zu c) Ja 17  Nein 0  Enthaltung 0 
 
Zu d) Ja 17  Nein 0  Enthaltung 0 
 
Zu e) Ja 17  Nein 0  Enthaltung 0 
 

Begründung: 

 
Im Ortsgemeinderat werden die o.g. Beschlüsse einzeln behandelt, zusätzlich wird über die 
nachfolgenden Verwaltungsvorschläge diskutiert, eine Entscheidung (nachfolgend 1. und 2.) wird 
nicht getroffen. 
 

1. Der Ortsgemeinderat präferiert die Option Haupthaus mit Nebengebäude (Querbau) mit der 
Ständerlösung. Das Nebengebäude bzw. der Querbau darf maximal 3 Meter gegenüber dem 
jetzigen Gebäude nach oben ausgedehnt werden (Definition siehe Skizze unten, obere gelbe 
Linie). Auf der verbleibenden Fläche hinter dem Rathaus soll eine attraktiv gestaltete, auch 
begrünte Freifläche, mit möglichst vielen erreichbaren Parkplätze entstehen. 

2. Neben dem unten liegenden Haupthaus wird kein Nebengebäude (Querbau) vorgesehen. 
Dadurch erhöht sich gegenüber der Variante 1 die Anzahl der möglichen öffentlichen Parkplätze. 

 
Letztendlich verständigt sich der Rat, dass eine bildliche Darstellung der beiden zu untersuchenden 
Varianten vom Büro Planwerk Häuser gefertigt wird (siehe Beschluss c). 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 8.   Umsetzung KiTa-Zukunftsgesetz: 
Kindertagesstättensozialarbeit 
Beratung und Beschlussfassung über den Abschluss 
einer Kooperationsvereinbarung mit der 
Verbandsgemeinde Rhein-Mosel zur Umsetzung des 
Fachkonzepts des Landkreises Mayen-Koblenz zur 
Umsetzung der Kindertagesstättensozialarbeit im 
Rahmen des Sozialraumbudgets 

 Win/2021/022 
 

Beschluss: 

 
 Der im Entwurf vorliegenden Kooperationsvereinbarung zwischen der Verbandsgemeinde Rhein-
Mosel und der Ortsgemeinde Winningen als Träger der Kindertagesstätte wird zugestimmt. 
 
 

Abstimmungsergebnis: 

 
Ja 16  Nein 0  Enthaltung 0 
 



 

 

 

Begründung: 

 
Frau Blum (zweite Beigeordnete mit Geschäftsbereich) berichtet von den Auswirkungen bzw. den 
Vereinbarungen des Landkreises mit der Verbandsgemeinde und der vorliegenden Vereinbarung 
der Verbandsgemeinde mit der Ortsgemeinde. Insbesondere berichtet sie von den personellen 
Auswirkungen für die Kindertagesstätte Winningen. 
 

Das Kindertagesstätten-Zukunftsgesetz entfaltet zum 01.07.2021 seine volle Wirkung. Unter 
Anderem werden den Jugendämtern über das Land Mittel im Rahmen eines sogenannten 
„Sozialraumbudget“ zur Verfügung gestellt. Der Landkreis Mayen-Koblenz hat sich dazu 
entschlossen, diese Mittel zum überwiegende Teil für eine neu aufzubauende Kindertagesstätten-
Sozialarbeit zu verwenden. Diese neue Aufgabe „Kita-Sozialarbeit“ wird durch die 
Verbandsgemeinden und kreisangehörigen Städte übernommen. 

 

Hierzu stellt der Landkreis Mayen-Koblenz den Trägern von Kindertagesstätten ab dem 01.07.2021 
im Rahmen des Fachkonzepts „Sozialraum- und Lebensweltorientierung im Rahmen des 
Sozialraumbudgets“ Finanzierungsmittel zur Verfügung. 

Mit diesen Mittel soll die Kita-Sozialarbeit nach § 25 Abs. 5 KitaG aufgebaut werden. Kita-
Sozialarbeit stellt ein sozialpädagogisches Angebot der Jugendhilfe nach dem SGB VIII dar.  

 

Zu diesem Zweck wird bzw. hat die Verbandsgemeinde Rhein-Mosel mit dem Landkreis Mayen-
Koblenz ebenfalls eine Kooperationsvereinbarung abgeschlossen, der der Verbandsgemeinderat 
in seiner Sitzung am 17.05.2021 einstimmig zugestimmt hat.  Diese Kooperationsvereinbarung ist 
als Anlage II diesem Beschlussvorschlag beigefügt. 

 

Sozialraum- und Lebensweltorientierung stellen zentrale Prinzipien der Jugendhilfe und somit auch 
der Arbeit in Kindertagesstätten dar, die sich mit ihrem Angebot pädagogisch und organisatorisch 
an den Bedürfnissen von Kindern und ihren Familien orientieren und mit den 
Erziehungsberechtigten und anderen Einrichtungen im Sozialraum zusammenarbeiten sollen (vgl. 
§ 22a SGB VIII). 

Kita-Sozialarbeit ist ein sozialpädagogisches Angebot der Jugendhilfe nach SGB VIII. Gemäß § 1 
SGB VIII trägt die Sozialarbeit in Kitas zur Verwirklichung des Rechts der Kinder bei, diese in ihrer 
„Entwicklung und Erziehung zu eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit“ 
zu fördern. Die Jugendhilfe hat nach § 1 SGB VIII den Auftrag, dazu beizutragen, 
Benachteiligungen zu vermeiden oder abzubauen und Eltern und andere Erziehungsberechtigte 
bei der Erziehung zu beraten und zu unterstützen. Die Jugendhilfe soll dazu beitragen, positive 
Lebensbedingungen für junge Menschen und ihre Familien sowie eine kinder- und 
familienfreundliche Umwelt zu erhalten und zu schaffen. Somit stellt die Kita-Sozialarbeit eine 
erweiterte Aufgabe des Jugendamtes dar. 

Die Kita-Sozialarbeit nimmt Kinder und ihre Eltern in den Fokus – zu einem frühen Zeitpunkt, so 
dass sich Probleme meist noch nicht verfestigt haben, welche im späteren Verlauf nur im Rahmen 
der Hilfen zur Erziehung gelöst werden könnten. Entsprechend des § 16 SGB VIII arbeiten die Kita-
SozialarbeiterInnen, um niederschwellig und präventiv Angebote für Kinder und ihre Eltern zur 
Vermeidung von Erziehungsschwierigkeiten und zur Verbesserung der erzieherischen Kompetenz 
der Erwachsenen anzubieten. 

 

Kita-Sozialarbeit hat das Ziel, soziale Benachteiligungen zu vermeiden bzw. auszugleichen. Nach 
§ 13 SGB VIII zielt sie auf junge Menschen, die „zum Ausgleich sozialer Benachteiligungen oder 



 

 

zu Überwindung individueller Beeinträchtigungen auf Unterstützung angewiesen sind“. Somit kann 
Kita-Sozialarbeit einen wichtigen Beitrag zur Umsetzung von Inklusion leisten. 

Das rheinland-pfälzische Landesgesetz über die Weiterentwicklung der Erziehung, Bildung und 
Betreuung von Kindern in Tageseinrichtungen und in Kindertagespflege (KitaG) regelt erstmalig im 
§ 25 Abs. 5 KitaG ein Sozialraumbudget, das ermöglicht, über die personelle Grundausstattung 
nach §§ 21 und 22 hinausgehende personelle Bedarfe abzudecken, die in Tageseinrichtungen 
aufgrund ihrer sozialräumlichen Situation oder anderer besonderer Bedarfe entstehen können. Die 
örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe erhalten zusätzliche Möglichkeiten, um auf 
sozialraumbedingte Bedarfe zu reagieren und die Qualität in den Kindertageseinrichtungen weiter 
zu stärken. Diese Gelder dürfen ausschließlich für Personalkosten und nicht für Sachkosten 
verwendet werden. Der Einsatz von Kita-SozialarbeiterInnen kann somit aus dem 
Sozialraumbudget finanziert werden. 

 

Insgesamt stehen für die kommunalen Trägergemeinden im Jahr 2021   145.581,66 € und ab dem 
Jahr 2022 bis einschließlich 2024   298.887,03 € mit einer jährlichen Dynamisierung von 2,5 % zur 
Verfügung.  

 

Sofern die Kath. Kita gGmbH als auch das Herz-Jesu-Haus Kühr für die Kindertagesstätten Rhens, 
Waldesch und Niederfell erklären, dass sie die Kita-Sozialarbeit ebenfalls an die kommunalen 
Träger abgeben wollen, fließen der Verbandsgemeinde Rhein-Mosel auch die für diese 
Einrichtungen festgesetzten Mittel zu. Der Landkreis Mittel stellt hierfür 61.275,96 € (2021) und 
125.802,67 € (ab 2022) bereit.  

In diesem Fall würden dann insgesamt 206.857,62 € (2021) bzw. 424.689,70 € (ab 2022) zur 
Verfügung stehen. 

 

Die Mittel dienen ausschließlich der Personalkostenerstattung und dürfen nicht für 
Sachaufwendungen verwandt werden.  

 

Damit die Mittel von den Trägern der Kita-Sozialarbeit an die Verbandsgemeinde fließen, ist der 
Abschluss einer Vereinbarung zwischen Trägergemeinden und Verbandsgemeinde erforderlich. 
Bereits in der Bürgermeisterdienstbesprechung im Dezember 2020 wurde das Thema besprochen. 
Damals herrschte unter den anwesenden Ortsbürgermeistern Einigkeit, dass die Aufgaben über 
die Verbandsgemeinde abgewickelt werden sollen. Auch sieht das Konzept der KV MYK nur eine 
Kooperation mit der Verbandsgemeinde vor 

 

Durch die Kooperationsvereinbarung zwischen Trägergemeinden und Verbandsgemeinde 
verpflichten sich die Trägergemeinden, die Vereinbarung zwischen Landkreis und 
Verbandsgemeinde anzuerkennen und die durch den Landkreis bereitgestellten Mittel des 
Sozialraumbudgets zur Deckung der Personalkosten an die Verbandsgemeinde weiter zu leiten. 

 

Für die Kommunalen Kindertagesstätten ist von einem Beschäftigungsumfang von rund 5 
Vollzeitäquivalenten auszugehen. Die entsprechenden Ausschreibungen und 
Vorstellungsgespräche sind bereits abgeschlossen. Mit den zukünftigen Kita-SozialarbeiterInnen 
sind die arbeitsvertraglichen Regelungen in Vorbereitung. 

 

Sollten sich die kirchlichen Träger für eine Übertragung der Aufgabe auf die Verbandsgemeinde 
Rhein-Mosel aussprechen, würde sich der Stellenanteil um rund 2 bis 2,25 weitere 
Vollzeitäquivalente erhöhen. Eine abschließende Entscheidung hierzu ist erst nach Klärung von 



 

 

verfahrensrechtlichen Fragen zu treffen. Zur Zeit werden noch steuer- und arbeitsrechtliche 
Konsequenzen geprüft, die mit der Übernahme der Aufgaben der Kita-Sozialarbeit in kirchlichen 
zusammentreffen könnten.   

 

An Sachkosten muss je Stelle mit rund 8.250 € gerechnet werden. Die Verwaltung geht allerdings 
davon aus, das die Einrichtung von 2 Arbeitsplätzen im Verwaltungsgebäude ausreichend ist, da 
die Kita-Sozialarbeiter/innen überwiegend in den Kindertagesstätten tätig sein werden. 

 

Zur Abwicklung bzw. Kostenerstattung der Sachkosten und möglicherweise geringen ungedeckten 
Personalkosten, die der Verbandsgemeinde entstehen werden, verweisen wir auf die Regelungen 
in § 3 der Kooperationsvereinbarung. 

 

Für die Ortsgemeinde Winningen stehen nach Mitteilung der Kreisverwaltung Mayen-Koblenz für 
2021  - 12.673,40 € und für die Jahre ab 2022  - 26.019,18 € zur Verfügung. Im Verhältnis zum 
Gesamtbudget entfallen daher auf die Kita in Winningen rund 16,5 Stunden Kita-Sozialarbeit in der 
Woche.  

Es ist vorgesehen, dass die Kita-SozialarbeiterInnen grundsätzlich rund 80 % des Zeitumfangs in 
der Kita anwesend sein werden. 20 % der Arbeitszeit sind für administrative und 
Verwaltungsarbeiten reserviert und werden im Verwaltungsgebäude der Verbandsgemeinde in 
Kobern-Gondorf abgeleistet.     

 

Der Entwurf der Kooperationsvereinbarung zwischen Ihrer Ortsgemeinde und Verbandsgemeinde 
ist als Anlage beigefügt. 

 

Die Verwaltung empfiehlt dem Ortsgemeinderat der vorgelegten Kooperationsvereinbarung 
zuzustimmen. 

 

 

 

 

 

Während der Abstimmung hat Ratsmitglied Michael Müller den Sitzungsraum verlassen. 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

 
 

 

 



 

 

 
 

 

 



 

 

 
 

 

 



 

 

 
 

 

 



 

 

 
 

 

 



 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 



 

 

 

 



 

 

 9.   Beratung und Beschlussfassung zur Beschattung 
Außengelände KITA 

  
 
 

Beschluss: 

 

Die zweite Ortsbeigeordnete, Frau Sabrina Blum, wird ermächtigt, die Auftragserteilung für die 
Beschattung Kita bis zu einer Gesamtsumme von 20.000,- € vorzunehmen. 
 

Abstimmungsergebnis: 

 
Ja 17  Nein 0  Enthaltungen 0 

 

Begründung: 

 
Hierzu erteilt der Vorsitzende das Wort an die zweite Ortsbeigeordnete, Frau Blum, die die 
Notwendigkeit der Beschattung am Kita-Gebäude darstellt. Die Möglichkeiten mit Markisen und 
Sonnensegel werden aufgezeigt. Bisher wurden drei Angebote eingeholt, billigstbietende ist die 
Firma RP Bauelemente mit einer netto Angebotssumme von 10.300,- €. 

Auf die Vorberatungen im DeBaV und Haupt- und Finanzausschuss wird verwiesen. Ratsmitglied 
Stefan Alt macht für die Auftragsvergabe den Vorschlag, einen Handlungsspielraum bis zu 20.000,- 
€ für die Gesamtmaßnahme an Frau Blum zu erteilen. Dabei wird sodann entschieden, wo und wie 
die Markisenlösung und oder Sonnensegellösung umgesetzt wird. Eine noch ausstehende 
Angebotsanfrage soll bei der Auftragsvergabe berücksichtigt werden. 

 

 

10.   Beratung und Beschlussfassung Außenjalousien 
August-Horch-Halle 

 Win/2021/024 
 

Beschluss: 

 

Der Ortgemeinderat beschließt Außenjalousien an der August-Horch-Halle, an den Glasflächen 
zwischen den Rauch und Wärmeabzugsöffnungen, zu installieren und zu unterhalten. Die 
Verdunklung im Bereich der Rauch und Wärmeabzugsöffnungen wird zu einem späteren Zeitpunkt 
beauftragt. 
Mit den Außenjalousien wird die Fa. Nußbaum Koblenz, beauftragt. Die Auftragssumme beträgt 
5.690,58 Euro inklusive Mehrwertsteuer. 
 

Abstimmungsergebnis: 

 
Ja 17  Nein 0  Enthaltungen 0 

 



 

 

Begründung: 

 
Der erste Ortsbeigeordnete, Dr. Wolfgang Kröber, erläutert das Vorhaben. Die Ortsgemeinde 
Winningen beabsichtigt die Fassadenöffnung mit einer außenliegenden Verdunklung zu versehen. 
Hierfür wurde eine Außenjalousieanlage aus Stoff angefragt, damit es zu keinen Beschädigungen 
durch Ballspiel kommt. 

Die aktuelle Marksituation lässt augenblicklich keine wirtschaftlichen Angebote für eine 
Verblechung der für die Entrauchung notwendigen Glasflächen zu, sodass hier nach 
Marktberuhigung die Arbeiten nachgeholt werden. Die notwendige Elektroinstallation für die 
Motorsteuerung erfolgt im Stundennachweis. 

 

 

11.   Bauanträge und Bauvoranfragen; Bauantrag für die 
teilweise Nutzungsänderung der vorhandenen 
Scheune, Obergeschoss und Dachgeschoss Ausbau 
zu einer Ferienwohnung in der Gemarkung 
Winningen, Flur 24, Flurstück 122 

 Win/2021/025 
 

Beschluss: 

 
Die Ortsgemeinde Winningen beschließt das gemeindliche Einvernehmen nach § 36 i.V.m. § 34 
Baugesetzbuch zum Bauantrag zu erteilen. Die aus dem Bauantrag resultierenden Fragen zum 
Stellplatznachweis prüft die Kreisverwaltung. 
 

Abstimmungsergebnis: 

 
Ja 17  Nein 0  Enthaltungen 0 
 

Begründung: 

 
Das Vorhaben liegt im Innenbereich und ist im Flächennutzungsplan als „Mischbaufläche“ 
ausgewiesen. Das Grundstück liegt zudem im Geltungsbereich der „Erhaltungs- und 
Gestaltungssatzung“.  

Ein Lageplanauszug des betroffenen Grundstücks ist als Anlage zur Information beigefügt. 

Die Entscheidung über das Einvernehmen obliegt der Ortsgemeinde Winningen. 

Problem ist, dass auf dem vorhandenen Grundstück keine Stellplatzmöglichkeit besteht, und 
insofern ist zu prüfen, ob und wie der Stellplatznachweis geführt wird. 

 



 

 

 
 



 

 

12.   Bauanträge und Bauvoranfragen; Ergänzende 
Bauantragsunterlagen für die Errichtung von 2 
Gewerbehallen und einem Betriebswohnhaus in der 
Gemarkung Winningen, Flur 19, Flurstück 109/2 

 Win/2021/026 
 

Beschluss: 

 
Die Ortsgemeinde Winningen beschließt das gemeindliche Einvernehmen nach § 36 i.V.m. § 31 
Baugesetzbuch zu den ergänzenden Unterlagen zum Bauantrag und der Befreiung 
1. Direkte Einleitung des Niederschlagswassers in den vorhandenen, öffentlichen 
Regenwasserkanal 
zu erteilen.  
Das Einvernehmen gilt nur für ein Bürogebäude, jedoch nicht für ein Wohn- oder 
Betriebswohngebäude. Gleichzeitig wird die Kreisverwaltung als Genehmigungsbehörde der 
Baugenehmigung angefragt, wie Verstöße gegen die Baugenehmigung verfolgt werden (zum 
Beispiel: Nutzung als Wohnhaus anstatt eines Bürogebäudes). 
 
 

Abstimmungsergebnis: 

 
Ja 15  Nein 0  Enthaltungen 2 
 

Begründung: 

 
Das betroffene Grundstück liegt im Geltungsbereich des rechtskräftigen Bebauungsplanes „GE / 
GI – Am Bisholder Weg“. Der Bauherr plant die Errichtung von 2 Gewerbehallen und einem 
Betriebswohnhaus. 

Hierzu beantragt er eine Befreiung von den Festsetzungen des Bebauungsplanes. 

1. Direkte Einleitung des Niederschlagswassers in den vorhandenen, öffentlichen 
Regenwasserkanal  

Der Ursprungsantrag wurde 2019 unter dem o.g. Aktenzeichen gestellt. Nun sendet der Bauherr 
nach Rücksprache und Klärung mit der Kreisverwaltung ergänzte Unterlagen zur besseren 
Übersicht erneut komplett zu. Ergänzend dazu den Antrag zur genannten Befreiung. 

Im Ursprungsantrag beantragte der Bauherr die Befreiungen: 1. Zulässigkeit des 
Betriebswohnhauses und 2. Eine geänderte Dachneigung. Zu beiden Befreiungen wurde das 
gemeindliche Einvernehmen am 11.09.2019 versagt. 

Ein Lageplanauszug des betroffenen Grundstücks ist als Anlage zur Information beigefügt. 

Die Entscheidung über das Einvernehmen obliegt der Ortsgemeinde Winningen. 

Zu den geänderten Unterlagen wird mehrfach auf die Bebauungsplanregelungen verwiesen. Es 
wurden u.a. gegenüber der ursprünglichen Planung Bezeichnungen zur Nutzung der 
Räumlichkeiten geändert. Insbesondere wird gefordert, dass auch eine Überprüfung der im 
geänderten Bauantrag beantragten und jetzt durch die Einvernehmenserteilung zugestandenen 
Befreiungen der Baulichkeit stattfindet. Insoweit wird die Kreisverwaltung angefragt, wie denn 
Verstöße gegen die Genehmigung der Kreisverwaltung von der Bauaufsichtsbehörde verfolgt 
werden (zum Beispiel: Nutzung als Wohnhaus anstatt eines Bürogebäudes). 



 

 

 

 

 
 



 

 

13.   Unterstützung der Bewerbung der „Kulturlandschaft 
Mosel“ um einen Platz auf der deutschen 
Tentativliste für die Aufnahme zum UNESCO-
Weltkulturerbe 

 Win/2021/027 
 

Beschluss: 

 
Der Gemeinderat beschließt, die Bewerbung der „Kulturlandschaft Moseltal“ um einen Platz auf 
der deutschen Tentativliste zum UNESCO-Weltkulturerbe zu unterstützen.  
 
 

Abstimmungsergebnis: 

 
Ja 17  Nein 0  Enthaltungen 0 
 

Begründung: 

 
Das Land Rheinland-Pfalz führt derzeit den landesinternen Auswahlprozess für mögliche, künftige 
Welterbestätten durch. Die Bewerbungen müssen bis zum 30.06.2021 beim Land Rheinland-Pfalz 
eingehen. Das Land wählt dann aus allen eingegangenen Unterlagen zwei Bewerbungen aus, die 
dem Bund zur Aufnahme in die Tentativliste weitergeleitet werden. Das ist die deutsche Liste jener 
Stätten, die in den nächsten Jahren zur Eintragung in die Liste der UNESCO-Welterbe 
vorgeschlagen werden soll. 
 
Am 08.06.2021 hat eine Informationsveranstaltung zum Vorschlag des Vereins „WeltKulturerbe 
Moseltal e.V.“ stattgefunden, wonach die Anerkennung des Moseltales als „UNESCO-
Weltkutllurerbe“ angestrebt wird. Teilnehmer von Winningen waren insbesondere Winzer, da die 
Terrassenmosel mit ihren ausgedehnten Weinbergsteillagen als Welterbe die Anerkennung zum 
UNESCO-Weltkulturerbe erhalten soll. Intern haben sich Winninger Winzer zu diesem Thema 
ausgetauscht, und grundsätzlich wird der Vorschlag des Welterbevereins von den Winzern positiv 
angesehen. Im Rat wurden auch mögliche Einschränkungen durch den WeltKulturerbestatuts 
angesprochen. Da dieses Thema auch im Rahmen der Informationsveranstaltung in Kobern-
Gondorf aufkam, werden entsprechende Regelungen angestrebt, die auch dann einen 
wirtschaftlichen Weinanbau ermöglichen. 
 
Aus dem Rat wird signalisiert, dass die Unterstützung zur Bewerbung um einen Platz auf der 
deutschen Tentativliste für die Aufnahme zum UNESCO-Weltkulturerbe befürwortet wird, gerade 
im Hinblick darauf, dass die Winninger Winzer für die Ausweisung des Moseltales als UNESCO-
Weltkulturerbe sind. 



 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 



 

 

14.   Antrag der FDP-Fraktion; Einführung des Konzeptes 
"Nette Toilette" 

 Win/2021/028 
 

Beschluss: 

 
Der Gemeinderat beschließt die Einführung des Konzeptes „Nette Toilette“ für die Ortsgemeinde 
Winningen. Die maximalen Kosten für die Ortsgemeinde betragen 2.000,- Euro. 
 
 

Abstimmungsergebnis: 

 
Ja 16  Nein 1  Enthaltungen 0 
 

Begründung: 

 
Der Antrag wird ausführlich von Walter Reick vorgetragen. Das bereits in anderen Kommunen 
angewandte Konzept soll in Winningen eingeführt werden. Bisher wurden Vorgespräche mit 
potenziellen Teilnehmern (insbesondere mit Gastronomiebetrieben) geführt, die bereit sind, das 
Angebot der Toilettennutzung als Serviceleistung aufzunehmen. Die Kosten der Gemeinde 
entstehen u.a. durch die Fertigung und Ausgabe einer entsprechenden Beschilderung, Flyer sowie 
dem weiteren Leitsystem. Letztendlich sind diese Kosten von der Anzahl der Teilnehmer, die 
dieses Serviceangebot anbieten, abhängig. Achim Kröber stellt den Antrag, dass Kosten bis 
2.000,- Euro für die Umsetzung zur Verfügung gestellt werden. 

Nachfolgend der Antrag vom 02.05.2021: 

 

 



 

 

 

 

 

 



 

 

 

 



 

 

15.   Antrag der CDU-Fraktion; Erneuerung des 
Bolzplatzes 

 Win/2021/029 
 

Beschluss: 

 
Der Ortsgemeinderat stimmt dem Beschlussvorschlag, der im Antrag formuliert ist, zu. 
 

Abstimmungsergebnis: 

 
Ja 15  Nein 0  Enthaltungen 2 
 
 

Begründung: 

 
Der Antrag wird von Stefan Alt ausführlich vorgestellt, dabei wird die grundsätzliche Einstellung 
des Gemeinderates zur Umsetzung eines Cage-Soccer Feldes hinter der August-Horch-Halle 
erfragt. Bei positiver Haltung des Rates ist geplant, dass in diesem Jahr Planungen und insoweit 
Planungskosten entstehen. Die Realisierung wird im nächsten Jahr angestrebt. 

 

Detailfragen der Ratsmitglieder, wie zum Beispiel die Nutzung der Flutlichtanlage geplant ist, 
Fragen zu Geräuschemissionen/Lärmschutz, Einbeziehung des Jugendbeirates, 
Zugangsmöglichkeiten/Öffnungszeiten des Platzes, Beteiligung des WTV, 
Fördermöglichkeiten/Zuschussmöglichkeiten usw. werden angesprochen. 

 

Im Ortsgemeinderat erfährt der Antrag überwiegende Zustimmung. 

 

Nachfolgend der Antrag vom 13.05.2021: 

 

 

 

Ratsmitglied Manfred Traus hat während der Beratung den Sitzungsraum kurz verlassen. 



 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 



 

 

16.   Verschiedenes 
  
 

Zur neuen Homepage der Ortsgemeinde werden Hinweise und Anregungen gemacht bzw. eine 
Nachbearbeitung wird angesprochen. Hierzu wird vom Vorsitzenden eine Vorberatung im Haupt- 
und Finanzausschuss angekündigt. 

 

 

 

Im Anschluss an die öffentliche Sitzung schließt sich eine nichtöffentliche Sitzung an. 

 

  


